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UNSERE FORDERUNGEN FUR DIE
EUROPAWAHL 2024

Im Juni 2024 finden die Wahlen zum Europaischen Parlament statt. Als EVG fordern
wir eine umwelt- und klimagerechte Verkehrspolitik, die zu einem leistungsfahigen
Mobilitatssystem in Europa mit guten und sicheren Arbeitsplatzen fuhrt, die EU-weit
an sozial gerechte Standards gebunden werden mussen.

Bahnen und Busse sind die Losung, um die Klima-
schutzziele im Verkehrssektor in Europa zu erreichen.
Wahrend elektrische Antriebe im Individualverkehr
noch vor einigen Hiirden stehen und in der Schifffahrt
sowie dem Luftverkehr in weiter Ferne sind, fahren die
Bahnen schon seit vielen Jahrzehnten elektrisch durch
Europa. Mit dem Bau von zusatzlichen Oberleitungen
kann die E-Mobilitat auf der Schiene schnell erweitert
werden. Durch Investitionen in Erneuerbare Energien
und Fahrzeuge mit innovativen Antrieben kann das
klimapolitische Ziel emissionsfreier Verkehre auf der
Schiene bereits zeitnah flachendeckend realisiert wer-
den. Emissionsfreie Busse sollten das Angebot auf der
Schiene erganzen.
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Wir erwarten von den neu gewahlten Vertreter:innen
des Europaischen Parlaments und von der neuen
Europaischen Kommission eine schnellere und kon-
sequenteUmsetzungvonMaBnahmen,umTreibhaus-
gasemissionen in der Europaischen Union auf Null zu
reduzieren und so EU-Klimaneutralitdt zu erreichen.
Der bisherige Europaische Green Deal strebt die
Klimaneutralitat erst fur 2050 an. Aufgrund der
besorgniserregenden Expertenberichte iiber deutliche
Reduzierungsliicken hinsichtlich der Klimaschutzziele
inshesondere im Verkehrssektor fordern wir ein deut-
lich hoheres Tempo, um die Treibhausgasemissionen
des Verkehrs schneller zu mindern.




Schienenverkehr und OPNV sind das Riickgrat eines
umwelt- und klimaschonenden Verkehrssystems in
Europa und mussen jetzt massiv ausgebaut werden.
Das muss sich auch in der europaischen Mobilitats-
strategie widerspiegeln. Dazu gehort eine leistungs-
fahige Schieneninfrastruktur national und grenziber-
schreitend.

Diese Weichenstellung erfordert auch, die Beschafti-
gungsbedingungen im Verkehrssektor nachhaltig zu
verbessern und zu sichern. Denn mit dem Wachstum
des klimaschonenden Schienenverkehrs entstehen
neue Arbeitsplatze, die besetzt werden missen.

Diese Arbeitsplatze mussen gute und sichere Arbeits-
bedingungen bieten. Der Ausbau der Arbeitsplatze
im Verkehrssektor muss mit der sozial-okologischen
Transformation des Verkehrs in Europa einhergehen.

Als Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft wissen wir:
Ohne die Eisenbahner:innen und die Beschaftigten
der Busgesellschaften findet keine Verkehrswende
statt. Deshalb muss eine europaische klimagerechte
Verkehrspolitik die Menschen und den Wert ihrer
Arbeit in das Zentrum stellen.
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1. STARKUNG DES EUROPAISCHEN
SCHIENENVERKEHRS UND ERHALT
INTEGRIERTER BAHNUNTERNEHMEN -
MEHR KOOPERATION STATT MEHR
WETTBEWERB IN EUROPA

Der europaische Green Deal muss auch im Verkehrssektor schneller umgesetzt wer-
den. Angesichts der gewaltigen Herausforderung der europaischen Klimaschutzziele
ist die umfassende Starkung des Schienenverkehrs unbedingt notwendig.

Hierflr sind der Erhalt und die Starkung integrier-
ter Bahnkonzerne von entscheidender Bedeutung.
In den vergangenen Jahrzehnten haben europaische
Bahnen negative Erfahrungen mit der Aufspaltung
von Betrieb und Infrastruktur gemacht, die allzu oft
zu einer Verschlechterung des Schienenverkehrs, des
Betriebsablaufs, der Sicherheit und der Arbeits- und
Sozialbedingungen gefiihrt haben.

Wir fordern eine ,, Zukunftsoffensive fiir die Bahnen
fiir Europa“, in der die Perspektive der Beschaftigten
eine Schliisselrolle spielt. Ein Europa der Biirger:innen
ist ein Europa der Beschaftigten.

Wir fordern konkrete Ziele fiir die Marktanteile des
Schienenverkehrs an deren Erreichung sich die neue
Europaische Kommission auch messen lassen muss.
Wir fordern, in Europa den Anteil der Schiene am
Giiterverkehr auf mindestens 25 Prozent bis 2030 zu
erhohen. Bis 2050 sollten 40 Prozent angestrebt wer-
den. Der Anteil der Schiene am Personenverkehr muss
bis 2030 mindestens verdoppelt werden. Bis 2050
sollte der Schienenverkehr als vollstandige Alter-
native zum individuellen Pkw-Verkehr ausgebaut sein.

Der Schienenverkehr in Europa muss flachendeckend
ausgebaut werden. Nur so kdnnen eine echte Ver-

kehrswende erreicht und moglichst gleichwertige
Lebenshedingungen in Europa geschaffen werden.
Wettbewerb im Markt des Schienenverkehrs darf
nicht, wie bisher, zu weiterer Konkurrenz bei Punkt-zu-
Punkt-Verbindungen zwischen den Ballungsraumen
filhren und die Entwicklung eines flachendeckenden
Angebots behindern. Dies gilt sowohl fiir den Perso-
nen- als auch fur den Guterverkehr.

Die Kooperation zwischen Eisenbahn und Schifffahrt
im Personen- und Glterverkehr muss verbessert wer-
den. Durch europaisches und nationales Recht miis-
sen die Gesetzgeber sicherstellen, dass Autofahrlinien
kunftig dazu verpflichtet werden, auch FuBganger:in-
nen, Bahn- und Fahrradreisende zu befordern, um so
durchgangige und direkte Mobilitatsketten aufrecht-
zuerhalten beziehungsweise (wieder) zu schaffen.

Eine ehrliche Gegeniiberstellung der realen Kosten,
die durch Mobilitat entstehen, ist fiir die einzelnen
Verkehrstrager dringend notwendig. Dabei miissen
auch die externen Kosten der Luftverschmutzung,
der Klimaveranderungen, des Flachenverbrauchs,
des Larms und von Unfallen einbezogen werden, die
nicht von den Verkehrsteilnehmern getragen, sondern
auf die Allgemeinheit oder kommende Generationen
abgewalzt werden. Sowohl im Personen- als auch
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im Gutertransport verursacht der Eisenbahnverkehr
bei gleicher Verkehrsleistung signifikant geringere
externe Kosten als der StraBen- oder Luftverkehr.
Die Europaische Kommission hat die verursachungs-
gerechte Anlastung erst fiir 2050 in Aussicht gestellt.
Das konnen wir nicht akzeptieren und fordern schon
in der kommenden Legislaturperiode mindestens die
Gleichbehandlung des SchienenverkehrsbeiSteuern
und Abgaben im Vergleich zum StraBen- und Luftver-
kehr herzustellen.

Wir begriiRen eine Neubewertung des Personen- und
Giiterverkehrs in Europa, um die Kosten ehrlich und
transparent aufzuschlisseln und gleichzeitig die
nachhaltige und ethische Praxis der Unternehmen zu
bewerten. Die Umsetzung der ESG-Kriterien aus den
Bereichen Umwelt (Environmental), Soziales (Social)
und verantwortungsvolle Unternehmensfuhrung
(Governance) ist voranzubringen. So kann gute Arbeit
ausgebaut, der Klimaschutz vorangetrieben und eine
Grundlage flir nachhaltige und soziale Investitionen
geschaffen werden.

Wir fordern die Starkung der volkswirtschaftlich und
okologisch sinnvollen Beihilfen fiir den Schienen-

verkehr, insbesondere fiir den Schienenguterverkehr.
Dieser ist unabdingbar fiir das Gelingen der Verkehrs-
wende in Europa und unverzichtbar fir europaische
Schliisselindustrien. Daher muss er gefordert werden.
So konnen mehr Giiter auf der Schiene transportiert
und mehr Giterverkehr von der StraRe auf die Schiene
verlagert werden. Guterzuge entlasten die StraRen
und das Klima: Denn ein Zug ersetzt 52 Lkw und ist
7-mal klimaschonender, 13-mal schadstoffarmer und
42-mal sicherer. Die Reformierung des Beihilferechts
ist dringend notwendig, und es muss dahingehend
uberarbeitet werden, dass der Weg fiir eine flachen-
deckende Versorgung mit offentlichem und klima-
freundlichem Schienengiiter- und Personenverkehr in
Europa frei ist. Die Verantwortung der Mitgliedstaaten
soll dabei gestarkt werden.

Der Eisenbahnsektor in der EU ist auf Grund der vier
Eisenbahnpakete der Europdischen Kommission
bereits weitgehend liberalisiert, im Guterverkehr
seit 2007, im Personenverkehr seit 2020. Die Libera-
lisierung hat einen Flickenteppich von miteinander
konkurrierenden Betreibern auf dem Eisenbahnnetz
erzeugt. Auch staatliche Bahnunternehmen wur-
den in den Wettbewerb miteinander getrieben, und
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bestehende Formen der Kooperation wurden beendet.
Die verheerenden Folgen dieser Entwicklung sind:
Lohn- und Sozialdumping, Outsourcing von Leistungen
an Billiganbieter, Verschlechterung der Servicequali-
tat und immer mehr Komplikationen fiir Reisende
beim Buchen und Organisieren durchgehender inter-
nationaler und nationaler Bahnreisen. Ebenso sind
Probleme mit der Sicherheit und der Zuverlassigkeit
im Schienenverkehr, bis hin zu Insolvenzen, als Folge
des intramodalen Wettbewerbs zu verzeichnen. Die
neue Europaische Kommission darf in ihrer Mobilitats-
strategie nicht weiter auf noch mehr Wettbewerb im
Eisenbahnsektor setzen, sondern muss dafiir sorgen,
dass die Bahnen durch Attraktivitat fiir Beschaftigte
und Bahnkund:innen sowie im Wettbewerb mit
StraRenverkehr und Luftfahrt gestarkt werden.

Wir fordern, dass die neue Europaische Kommission
ihre bisherige Politik im Schienenverkehr grundsatz-
lich Uberpriift und umsteuert. Mobilitat ist ein ele-
mentarer Teil der offentlichen Daseinsvorsorge fiir
die Biirger:innen und fiir die Wirtschaft in Europa. Die
Idee, durch Privatisierungen und Wettbewerb, den
Bahnverkehr fir die Kund:innen attraktiver zu machen,
hat sich in der Praxis als falsch erwiesen. Kunftig muss
die offentliche Daseinsvorsorge Vorrang vor den Inter-
essen profitmaximierender Privatbetreiber haben.

Gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste miissen
grundsatzlich Vorrang vor ,,Open Access-Verkehren*
erhalten. Andernfalls sind die Verkehrsangebote fir
die Reisenden nicht verlasslich.

Wir fordern die neue Kommission auf, Anreize fiir
mehr Kooperation, statt mehr Konkurrenz zwischen
den Schienenverkehrsunternehmen zu setzen. Unsere
Antwort auf ein Europa mit ,,mehr Wetthewerb* ist ein
Europa mit ,mehr Solidaritat und Kooperation®. Daran
muss die EU ihre Schienenverkehrspolitik grundlegend
ausrichten.
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InternationaleKooperationenvonBahnunternehmen
miissen gefordert werden, z.B. bei Nachtziigen und
beim Vertrieb.

Wir fordern den koordinierten Aufbau eines inter-
nationalen Nachtzugnetzes durch die europaischen
Bahnen, das hinsichtlich der Beforderungstarife und
beim Vertrieb vollstandig in den Tagesverkehr integ-
riert werden muss.

Direktvergaben fiir den Personennah- und -fern-
verkehr sind EU-rechtlich dauerhaft abzusichern.
Eine Direktvergabe lasst den zustandigen Aufgaben-
tragern einen groReren Entscheidungsspielraum
und ist in vielen Fallen mit weniger Aufwand und
Unsicherheiten verbunden als Ausschreibungsver-
fahren. Die Auferlegung oder vertragliche Regelung
von gemeinwirtschaftlichen Verkehrsdiensten muss,
auch auf nationaler Ebene, weiterhin ohne europa-
weite Ausschreibung moglich sein. Damit werden auch
demokratische Entscheidungsprozesse gestarkt. Wir
erwarten die Uberarbeitung der Vergaberichtlinien
fr Verkehrsleistungen auf StraBe und Schiene, damit
die direkte Leistungsvergabe eine gleichwertige
Alternative zur Ausschreibung bleibt. Direktvergaben
ermoglichen den Mitgliedstaaten eine Offensive zum
Ausbau des Schienenverkehrs und des offentlichen
Verkehrs in Europa und sind vielfach effizienter als
Ausschreibungen.

Vor der Liberalisierung des europaischen Bahnver-
kehrs und der Digitalisierung des Vertriebs gab es
eine funktionierende internationale Kooperation
zwischen den Bahnen auf Basis entsprechender Ver-
trage und gemeinsamer Einrichtungen. Reisende
konnten problemlos internationale Fahrkarten, auch
uber mehrere Landergrenzen hinweg, zu einfachen
und standardisierten Bedingungen erwerben, und
zwar in den meisten Landern sowohl im Vorverkauf
als auch bei Fahrtantritt. Es galten durchgehende

Fahrgastrechte. Heute gibt es dagegen eine Viel-
zahl inkompatibler Speziallosungen. Haufig missen
Fahrkarten gestiickelt werden. Bei Zugausfall oder
Anschlussverlust mussen neue Tickets zum vollen
Preis gekauft werden, da die EU-Fahrgastrechtever-
ordnung (1371/2007) diese Falle nicht abdeckt. Wir
fordern die bestehenden Vertriebs- und Tarifsysteme
wieder besser zu vernetzen und zu standardisieren.
Durchgehende Fahrkarten sollten wieder als Regel
vorgegeben sowie durchgehende Fahrgastrechte auch
bei mehreren Fahrkarten fiir eine Reisekette garan-
tiert werden. Dabei muss die Kooperation der Bahnen
rechtlich gefordert und begiinstigt werden. Es muss
wieder der Grundsatz gelten, dass (neben Online-
Buchung und Kartenzahlung) im Vorverkauf und bei
Fahrtantritt Fahrkarten und Reservierungen gegen
Bargeld und ohne Daten zu hinterlassen an allen
Bahnstationen im eigenen Land und in Europa gekauft
werden konnen. Dafiir muss die die Fahrgastrechte-
Verordnung 1371/2007 entsprechend liberarbeitet
werden.

Die aktuelle EU-Kommission mochte das Problem
dadurch losen, dass alle Eisenbahn-Verkehrsunter-
nehmen ihre Vertriebsdaten und -schnittstellen fur
private Plattformanbieter 6ffnen miissen, die ihrer-
seits verkehrstrageriibergreifend Tickets verkaufen
und um Kund:innen, Provisionen und Mobilitatsdaten
konkurrieren (Uberarbeitung der delegierten Ver-
ordnung 2017/1926 lber multimodale Verkehrs-
dienste). Diesen Weg lehnen wir ab, da damit ein
weiterer Teil der Wertschopfungskette der Bahnen
privatisiert und bestehende Vertriebsstrukturen der
Bahnen einschlieBlich der Arbeitsplatze zugunsten
datensammelnder internationaler IT-Konzerne ver-
nichtet wirden. Auch fir die Reisenden erwarten
wir davon keine Vorteile, sondern im Gegenteil noch
mehr Intransparenz Uber die Zugangebote, hohere
Ticketpreise und den Zwang, zusatzliche Daten preis-
zugeben.
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2. MEHR INVESTITIONEN IN DAS SYSTEM
SCHIENE IN EUROPA

Bereitsdie Umsetzungdesbislang geplanten Green Deals ohne die geforderte schnel-
lere EU-Klimaneutralitat erfordert drastische Manahmen zur Erhohung der Kapazi-
tat des Schienenverkehrs. Wenn die Schiene als Riickgrat der Mobilitat im Giiter-
und Personenverkehr ausgebaut werden soll, mussen EU und Mitgliedsstaaten jetzt
massivsowohlin die europaischen Korridore als auch in die Schieneninfrastrukturin
derFlacheinvestieren.Neben dem gezielten Aus- und Neubau, istauch die Leistungs-
fahigkeitdervorhandenenSchieneninfrastruktureine Grundvoraussetzung, um mehr
Verkehraufdie Schiene zu bringen und das Verlagerungspotenzial tatsachlich auszu-
schopfen. Das erwarten Fahrgaste, Wirtschaft und Beschaftigte gleichermalien.

Die Menschen in Europa erwarten einen schnellen
Ausbau des Schienennetzes - auch dort, wo es heute
keinen Anschluss an die Schiene gibt. Der Rlck-
zug des Schienenverkehrs aus der Flache war eine
Fehlentwicklung der vergangenen Jahrzehnte; jetzt
muss umgesteuert werden. Stillgelegte und auch
bereits entwidmete Bahnstrecken miissen ziigig
reaktiviert werden. Auch Giiterstrecken sollten
umgehend reaktiviert werden, um Unternehmen iiber
Gleisanschlusse, dezentrale Guterverkehrszentren,
Umschlagterminals und LadestraBen in der Flache
wieder an die Schiene anzuschlieRen.

Wir fordern ein Verbot der Entwidmung von Bahn-
strecken. Die Entwidmung bedeutet, dass der Status als
Bahnanlage aufgehoben wird, was eine Reaktivierung
deutlich erschwert. Grenziiberschreitende Strecken,
die in der Vergangenheit stillgelegt wurden, sollten
wiedereroffnet werden. Das ist fiir das Zusammen-
wachsen Europas von groller Bedeutung.

Infrastrukturelle Engpasse miissen auch an den Gren-
zen und im Hafen-Hinterland beseitigt werden.

Um einen einheitlichen europaischen Standard zu
erreichen und Streckenkapazitaten zu steigern, mus-

sen zusatzlich Technologien, wie das europaische
Zugleitsystem ETCS mit digitalem Zugfunk und digi-
talen Stellwerken in allen EU-Landern beschleunigt
eingefiihrt werden. Die notwendige Ausriistung der
Fahrzeuge mit der fir den ETCS-Betrieb notwendigen
Technik soll von der EU gefordert werden.

Die Investitionen in die Schieneninfrastruktur unter-
scheiden sich in den einzelnen Landern erheblich und
miissen in allen EU-Mitgliedsstaaten deutlich erhoht
werden. AuBerdem miissen diese deutlich hoher aus-
fallenals in die StraBe. Nur so lasst sich eine leistungs-
fahige Schieneninfrastruktur herstellen und erhalten,
die wesentlich fiir den Erfolg der Verkehrswende ist.
Hier gilt es entsprechende Investitions- und Ausbau-
ziele moglichst verbindlich EU-weit fiir die Mitglieds-
staaten festzulegen.

Die Elektrifizierung der Eisenbahn-Grenziibergange
zwischen den Mitgliedstaaten muss beschleunigt
werden. Hier gibt es Nachholbedarf, wie am Beispiel
Deutschland sichtbar wird: Lediglich 28 von 57 Uber-
gangen sind mit einer Oberleitung ausgestattet. Die
Elektrifizierung der Grenziibergange ist dringend not-
wendig, um grenzuberschreitende Schienenverkehre
zu fordern.
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Der Schienengiiterverkehr ist ein wesentlicher Teil
der logistischen Wertschopfung, insbesondere in fiih-
renden Wirtschaftsbereichen, wie der Chemie-, Stahl-,
Baustoff- und Automobilindustrie. Die Verbesserung
der Logistikfahigkeit des Schienenguterverkehrs ist
ein wichtiges Element fiir die Wetthewerbsfahigkeit
der europaischen Industriestandorte und um die
Verkehrsverlagerung auf die Schiene voranzutreiben.
Dabei kommt der Digitalen Automatischen Kupplung
(DAK) eine Schliisselrolle zu. Mit dieser notwendigen
Innovation kann es gelingen, schwerere und langere
Giterziige zu fahren und die Fahrzeiten entscheidend
zu verkiirzen. AuBerdem verbessert sie den Arbeits-
schutz bei den Glterbahnen. Wir fordern deshalb
eine auskommliche Forderung durch die EU und ihre
Mitgliedsstaaten, damit alle Guterwagen bis zum Jahr
2030 umgerustet sind.

Der Einzelwagenverkehr ist neben Ganzziigen und
dem Kombinierten Verkehr die dritte unverzicht-
bare Saule der Giiterbeforderung auf der Schiene.
Er erbringt 50 Prozent der Schienentransporte der
deutschen Stahlindustrie und hat auch eine groRe

Bedeutung fiir die Logistikketten von Industriezweigen
wie Automotive, Chemie, Papier, Holz, Entsorgung und
Bahnbau. In Deutschland ersetzt er bis zu 40.000 Lkw-
Fahrten taglich und spart rund 2 Millionen Tonnen CO,
pro Jahr ein. Wiirde man dieselbe Menge an Waren
per Lkw transportieren, wiirde 5,5-mal mehr Energie
benotigt. Doch die europaweit herrschenden Rahmen-
bedingungen erschweren den wirtschaftlichen Betrieb
des Einzelwagenverkehrs. Deswegen fordern wir eine
offentliche ForderungfiirTrassen-und Anlagenpreise
sowie fiir die Betriebskosten der Transporte im Einzel-
wagenverkehr.

InihrerVerordnungzu denTranseuropaischen Netzen
(TEN-T) fokussiert sich die Europaische Kommission
auf die grenziiberschreitenden Hauptstrecken. Der
Guterverkehr soll gegenuber dem Personenverkehr
bevorzugt, und Mindestpunktlichkeitsvorgaben sowie
Mindesttrassen festgelegt werden. Diese Forderung
des Guterverkehrs darf nicht dazu fiihren, dass der
Personenverkehr - und damit die Mobilitat von Bahn-
reisenden - behindert wird. Die EU sollte stattdessen
ein Gesamtkonzept fiir den Schienenverkehr in
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Europa erarbeiten und beschlieRen, das Trassenver-
gabe und Korridormanagement fiir alle Verkehrsarten
berticksichtigt. Anstelle der Umverteilung von Kapazi-
taten zwischen den Verkehrsarten auf der Schiene
missen ausreichende Kapazitaten fiir Giiter- und
Personenverkehr geschaffen werden - nicht nur auf
transeuropaischen Korridoren, sondern auch in der
Flache.

Im Personen- und Glterverkehr sollen weiterhin
Investitionen in moderne Ziige, Lokomotiven und
Wagen unterstutzt werden, die in der EU produziert
werden. Das starkt die Bahnindustrie in Europa, die
Unabhangigkeit von auBereuropaischen Herstellern
und die hiesigen Arbeitsmarkte.

Die direkten und indirekten Auswirkungen des EU-
Subventionsrahmens im Verkehr miissen griindlich
gepriift werden, um klima- und umweltschadliche
Auswirkungen abzubauen. Eine genauere Bewertung
solcher Subventionen im Hinblick auf die schnellere
Umsetzung des europaischen Green Deal ist dringend
notig - fur faire Wettbewerbsbedingungen und finan-
zielle Spielraume bei Zukunftsinvestitionen.
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Mit der Uberarbeitung der Richtlinie 96/53/EG liber
MaBe und Gewichte von StraBenfahrzeugen versucht
die Europaische Kommission erneut, tibergroRe Lkw -
sogenannte Gigaliner oder Riesen-Lkw - europaweit
zuzulassen. Doch uberlange und uberschwere Lkw
sind klimaschadlich, gefahrlich und teuer. Sie erhohen
die CO,-Emissionen, denn pro Tonne Ladung sinken
die Transportkosten gegeniiber herkommlichen Lkw.
Dadurch wird der StraRengiiterverkehr billiger, und
der Transport wird von der klimaschonenden Schiene
zuruck auf die StraRe verlagert. So gefahrdet die Kom-
mission zudem tausende Arbeitsplatze bei den euro-
paischen Giiterbahnen. Durch langere Uberhol- und
Abbiegevorgange stellen Gigaliner eine noch groRere
Gefahr fiir andere Verkehrsteilnehmer dar als normale
Lkw. Kreuzungen, Kreisverkehre, Tunnel-Nothalte-
buchten und Lkw-Parkplatze in Europa mussten fiir
langere Lkw umgebaut werden. Das wiirde Milliarden
kosten, die an anderen Stellen - wie fur Investitionen
in die Schiene - sinnvoller sind. Einer Zulassung von
iiberlangenundiiberschweren Lkwin Europaerteilen
wir daher eine klare Absage.



3. EUROPAISCHE OPNV-OFFENSIVE

70 Prozent der EU-Burger:innen leben in stadtischen Gebieten, und auf diese entfallt
ein Viertel der gesamten Treibhausgasemissionen der EU. 40 Prozent der stral3en-
verkehrsbedingten CO,-Emissionen in Europa werden durch den Stadtverkehr ver-
ursacht. Deshalb ist der offentliche Nahverkehr die Antwort auf die Urbanisierung: Er

ermoglicht Mobilitat fiir alle, reduziert Staus und macht Stadte lebenswerter.

In der EU sind auf lokaler Ebene etwa 2 Millionen
Menschen im offentlichen Verkehr beschaftigt, das
sind 20 Prozent der 10 Millionen Beschaftigten in der
gesamten Verkehrsbranche. Wichtig ist, dass der OPNV
sichere lokale Arbeitsplatze fiir Mitarbeiter:innen mit
unterschiedlichen Qualifikationen bietet.

Wirfordern, den OPNV in Europa flachendeckend aus-
zubauen. Er ist nicht nur in GroRstadten und Ballungs-
gebieten notwendig, sondern in allen Regionen ein
unverzichtbares Instrument, um Mobilitat klimaver-

traglich und fiir alle Menschen zu ermaoglichen. Die
Verbindungen zwischen Stadt und Umland, in und
zwischen Mittel- und Kleinstadten sowie wichtigen
Siedlungs- und Gewerbestandorten ,,auf dem Land"
durfen nicht langer vernachlassigt werden. Gerade
in diesen Regionen liegt ein enormes Verlagerungs-
potenzial vom Pkw auf Bahn und Bus.

Der OPNV in den europaischen Lindern muss einfach
und barrierefrei fiir alle Menschen zuganglich sein,
da alle ein Grundrecht auf Mobilitat haben. Dieses
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Recht folgt aus dem Grundrecht auf Gewahrleistung
eines menschenwiirdigen Existenzminimums und
dem Grundrecht auf Teilhabe am gesellschaftlichen,
kulturellen und politischen Leben. Die Mobilitat muss
nutzer:innenfreundlich, sozialvertraglich, barrierefrei,
diskriminierungsfrei und umweltfreundlich gestaltet
sein.

Der Ausbau des OPNV muss Vorrang vor dem
Individualverkehr haben. Dafiir muss der StraBen-
raum neu verteilt werden. FuB- und Fahrradverkehr
muissen zusammen mit den ubrigen Verkehrsmitteln
des Umweltverbunds so attraktiv sein, dass alle Men-
schen ohne eigenes Auto mobil sein konnen. Sharing-
Angebote mussen konsequent mit dem offentlichen
Verkehr verknupft werden, denn nur so konnen sie
tatsachlich einen Beitrag zur Verkehrswende leisten.

Wir erwarten von der EU eine aktive Unterstutzung
und konkrete Ziele fiir den Umstieg vom privaten
Pkw auf den offentlichen Verkehr. Auch fiir Verkehre
an den Randern oder abseits von Ballungsraumen for-
dern wir, Investitionen und Innovationen zu fordern
sowie FuR-, Rad-, Bus- und Bahnverkehr systematisch
ZU vernetzen.

Wir erwarten statt hoher Zuschusse fur individuell
genutzte Elektrofahrzeuge, Anreize zur Verlagerung
und Reduktion von Verkehren.

Von Europa fordern wir einen aktiven Beitrag zum
Aufschwung des OPNV, der sich auf hochwertige
Arbeitsplatze und die Rechte und Interessen der
Beschaftigten im offentlichen Verkehr konzentriert.
Nur ein OPNV in 6ffentlicher Hand, der auf Sicherheit,
Qualitat der Arbeit wie Tariftreue, demokratische Kon-
trolle und gleichberechtigte Mobilitat ausgerichtet ist,
sollte gefordert werden.
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Bei Betreiberwechseln im Schienenpersonenver-
kehr fordern wir die uneingeschrankte Pflicht, das
komplette Personal mindestens zu den bestehenden
Arbeits- und Sozialbedingungen und den dazu-
gehorigen Tarifvertragen zu ibernehmen. Wir erwarten
die Anderung der EU-Verordnung 1370/2007 (bzw.
2016/2338) dahingehend, dass die Aufgabentrager in
allen Mitgliedsstaaten dazu verpflichtet werden, bei
Betreiberwechseln den Ubergang der Beschaftigten
zu mindestens den bisherigen Bedingungen vorzu-
schreiben. Damit werden nicht nur die Rechte der
Beschaftigten verbessert, sondern der Offentliche
Verkehr wird insgesamt gestarkt, da Arbeitsplatze
in diesem Sektor wieder attraktiver werden. Zudem
mussen reprasentative Tarifvertrage in den genannten
Verordnungen zur Bedingung bei Ausschreibungen
gemacht werden.

Mikromobilitat, private Mietfahrzeuge und Platt-
formanbieter sind Teil des offentlichen Verkehrs und
miissen dessen hohen Arbeits- und Sozialstandards
unterliegen. Das EU-Recht sollte sicherstellen, dass
das integrierte Verkehrsangebot des OPNV und die
Arbeitsbedingungen nicht durch flexible Bedarfsver-
kehre (on-demand) unterlaufen werden.

Offentlicher Verkehr mit Bussen und Bahnen kann
weitgehend elektrisch betrieben werden. Die meisten
EU-Lander besteuern den Bahnstrom nur gering (0,05
Cent pro Kilowattstunde) oder gar nicht. Die hochste
Stromsteuer in ganz Europa gibt es dagegen mit 1,14
Cent pro Kilowattstunde in Deutschland. Wir fordern
einheitliche europaische Vorgaben: Null Stromsteuer
fiir alle elektrischen Bahnen und E-Busse.

Die EU muss darauf achten, dass der grenziiber-
schreitende OPNV zwischen den Mitgliedsstaaten
und zu Drittstaaten ausgebaut wird. Benachbarte
Regionen, Stadte und Gemeinden miissen mit hoher
Bedienungsqualitat uber die Grenze hinweg mit-
einander verbunden werden. Stillgelegte Eisenbahn-
grenzubergange mussen reaktiviert werden.




4, VERBESSERUNG DER ARBEITS-
BEDINGUNGEN IM VERKEHRSSEKTOR

IN EUROPA

Alle Bereiche der Eisenbahn konnen bei einer Verlagerung von der StraRe auf die
Schiene profitieren. Welche Auswirkungen das auf die bestehenden Berufsbilder
und auch auf die zu erwartende Anzahl an Arbeitsplatzen haben wird, missen die
Sozialpartner fur die einzelnen Beschaftigungsbereiche erarbeiten. Sicher ist, dass
eine kontinuierliche Fortentwicklung angestoSen werden muss.

Wir fordern ein europaisches Forderprogramm, um
die Ausbildung und Qualifizierung der Bahn- und Bus-
beschaftigten in den Unternehmen zu unterstutzen
sowie Anreize zur Ubernahme der Qualitatsstandards
fiir die gesamte Schienenbranche zu setzen. Wir for-
dern auch ein Forderprogramm zur Umschulung der
Beschaftigten im Zuge der Transformation.

Neben den harmonisierten betrieblichen Regeln fiir
interoperable Netze fordern wir auch harmonisierte

Arbeits- und Sozialbedingungen fiir die grenziiber-
schreitend tatigen Beschaftigten. Unterschiede
bei Lohnen und Sozialbedingungen mussen durch
Regelungen auf EU-Ebene beseitigt werden, um miss-
brauchliche Praktiken zu verhindern.

Bei der Uberarbeitung der europdischen Triebfahr-
zeugfiihrerschein-Richtlinie (2007/59/EG) erwarten
wir, dass die Sicherheit des Schienenverkehrs oberste
Prioritat bleibt. Dazu gehoren:
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-> die europaweite Harmonisierung der Ausbildungs-
dauer und -inhalte auf hohem Niveau,

- die Entwicklung eines Zertifizierungssystems fiir
Triebfahrzeugfiihrer:innen, das hohen Sicherheits-
anspruchen genugt

= verpflichtende digitale Arbeitsnachweisfiihrung
und -kontrolle,

= die Entlohnung gemaR der Entsenderichtlinie,

- mindestens die Beibehaltung des bestehenden
Sprachniveaus B1 in der Sprache der Infrastruktur
zur Gewabhrleistung einer reibungslosen Kommuni-
kation und damit eines sicheren Eisenbahnbetriebs.

Wir fordern ein europaweit harmonisiertes hohes
Qualifikations- und Zertifizierungssystem fiir alle
sicherheitsrelevanten Berufe, einschlieRlich des
Berufs der Rangierer:innen und Zugbegleiter:innen,
einzurichten. Dieses System muss Qualitatsstandards
fiir die Ausbildungszentren und eine Mindestdauer
der Ausbildung beinhalten.
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Die fiir die Sicherheit relevanten Bereiche und Tatig-
keiten diirfen nicht ausgelagert bzw. mit unter-
nehmensfremden Leiharbeiter:innen besetzt werden.

Die Einflihrung der Digitalen Automatischen Kupp-
lung (DAK) wird groBe Auswirkungen auf die Mitar-
beiter:innen im Rangierbetrieb, in der technischen
Inspektion und auf Triebfahrzeugfiihrer:innen haben.
Investitionen in die DAK und die Einfiithrung missen
Gegenstand des sozialen Dialogs sein. Arbeitnehmer-
vertreter:innen missen von Anfang an in den Prozess
einbezogen werden, um Transparenz zu schaffen
und eine reibungslose Umsetzung zu gewahrleisten.
Eine realistische Arbeitsplatzperspektive fiir die
Beschaftigten muss als integraler Bestandteil des
Investitionsplans entwickelt werden. Der gesamte Sek-
tor muss verpflichtet werden, MaRnahmen zu ergreifen,
durch die nachhaltige Beschaftigungsmoglichkeiten
garantiert werden. Dazu gehoren die umfassende
Umschulung und Weiterqualifizierung derjenigen
Beschaftigten, die von der DAK-Einfiihrung betroffen
sind und sich fiir einen anderen Bereich umschulen




lassen wollen, und das Recht, einen angemessenen
Arbeitsplatz im Unternehmen zu erhalten. Wir fordern
einen Fonds mit auskommlicher staatlicher Forderung
fiir die Kosten dieser Umschulungen.

Die Arbeitsbedingungen fiir Frauen und junge
Beschaftigte im Eisenbahnsektor miissen nachhaltig
verbessert werden, ansonsten wird der Fach- bzw.
Nachwuchskraftemangel weiter voranschreiten. Die
Europaischen Sozialpartner Europaische Transport-
arbeiter-Foderation (ETF) und Gemeinschaft der
Europdischen Bahnen (CER) haben die Vereinbarung
+~Women in Rail“ unterzeichnet. Die Unternehmen
haben sich verpflichtet, die in der Vereinbarung vor-
gesehenen MaRnahmen bis Ende 2024 umzusetzen.
Wir fordern eine konsequente Umsetzung durch die
Unternehmen und eine Begleitung mit Evaluierung
durch die Europaische Kommission.

Wir fordern eine Nachwuchskrafteoffensive fiir alle
europaischen Bahnen. In der Eisenbahnbranche dur-
fen die Qualitat und die Sicherheit nicht durch Kurz-
ausbildungen und Leiharbeit ausgehebelt werden.
Wir brauchen ein robustes System ausreichender
Personalstarke durch qualifizierte berufliche Erstaus-
bildung, Weiterqualifizierungsmoglichkeiten und gute
Beschaftigungsbedingungen in den Unternehmen.
Dazu gehort auch die Vereinbarkeit von Beruf und
Privatleben.

Das Personal an Bord der Zuge und in den Bahn-
hofen muss in ausreichender Zahl aufrechterhalten
werden, um Sicherheit und Service fiir die Fahrgaste
zu gewahrleisten. Wir fordern, dass alle Nahverkehrs-
ziige rund um die Uhr mit Kundenbetreuer:innen

besetzt werden, sowie eine Doppelbesetzung mit Kun-
denbetreuer:innen, mindestens in Zugen mit hohem
Gefahrdungspotential. Wir fordern zudem den Einsatz
von zusatzlichem Sicherheitspersonal auf solchen
Strecken.

Wir fordern erganzend, die ILO-Konvention 190 zur
Beseitigung von Belastigung und Gewalt in der Arbeits-
welt endlich EU-weit zu ratifizieren und umzusetzen.

Um Storungen des Verkehrssystems zu vermeiden,
will die Kommission Notfallplane ausarbeiten und
ein harmonisiertes Mindestniveau wesentlicher
Verkehrsdienstleistungen ausloten. Die Einfiihrung
von sogenannten Mindestdienstleistungen wiirde
bedeuten, dass auch bei Streiks bestimmte Ver-
kehre nicht beeintrachtigt werden diirfen. Solche
Einschrankungen der Grundrechte der Beschaftigten
lehnen wir strikt ab.
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5. STARKUNG DER EUROPAISCHEN
SOZIALEN DIALOGE , EISENBAHN"
UND , OPNV“ SOWIE EUROPAISCHER

BETRIEBSRATE

Wir nehmen am europaischen sektoralen Sozialen Dialog teil, um daflir zu sorgen,
dass in Europa eine Verkehrspolitik umgesetzt wird, in der die Arbeitnehmer:innen
gute Arbeitsbedingungen vorfinden und ihre sozialen Rechte respektiert werden.

Die neu gewahlte Europaische Kommission sollte
bei der aktuellen Uberpriifung des europaischen
sektoralen Sozialen Dialogs daflir sorgen, dass die
Organisation der Ausschusssitzungen durch die
Kommission erfolgt und nicht auf die Sozialpartner
iibertragen wird. Wir fordern zudem mindestens die
Beibehaltung der bestehenden Regeln und eine Ver-
stetigung der Haushaltsmittel. Der Schwerpunkt des
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sektoralen Sozialen Dialogs sollte auf dem Beitrag
zur EU-Politik und zum Gesetzgebungsprozess durch
Konsultationen der Sozialpartner liegen. Er sollte
nicht mit administrativen oder finanziellen Aufgaben
als zusatzliche Diskussionsebene belastet werden.

Die erfolgreichen Sozialen Dialoge ,Eisenbahn“
und ,,0PNV*“ miissen gestarkt werden, da sie sehr




gute Ergebnisse hervorgebracht haben. Wir konnen
durch den Sozialen Dialog und die Konsultationsver-
pflichtungen der Europaischen Kommission auf neue
Entwicklungen im Eisenbahnsektor und im OPNV-Sek-
tor reagieren und uns mit allen betroffenen Akteur:in-
nen uber aktuelle Herausforderungen austauschen.

Wir fordern, dass die Sozialpartner starker in direkte
Dialoge und Konsultationen mit der Europaischen
Kommission zur europdischen Gesetzgebung ein-
bezogen werden. Auf die Expertise der Sozialpartner
darf die Kommission nicht verzichten. Es ist nicht
ausreichend, die Sozialpartner allein bei offentlichen
Konsultationen zu beteiligen.

Wir verlangen von der kiinftigen Kommission Trans-
parenziiber die Inhalte der Konsultationen. Die bis-
herige Praxis der Kommission ist nicht ausreichend,
wie jlingste Beispiele im Prozess der Uberarbeitung der
Auslegungsleitlinien fiir die Verordnung 1370/2007
(PSO) und der Triebfahrzeugfiihrerschein-Richtlinie

zeigen. Wir fordern von der Europaischen Kommission,
das EU-Recht und die demokratisch gewahlten Institu-
tionen zu respektieren.

Wir fordern die Europaische Kommission auf, den
Fortschritt bei der Umsetzung der Sozialpartnerver-
einbarung ,Women in Rail“ genau und unterstiitzend
zu verfolgen und mit Nachdruck auf die Arbeitge-
ber:innen einzuwirken, damit sie die Vereinbarung
im Hinblick auf den Fachkrafte- und Personalmangel
engagiert umsetzen.

Bei der Uberarbeitung der Richtlinie iiber die Europai-
schen Betriebsrate (EBR) fordern wir die Kommission
auf, die Rechte der Beschaftigten weiter zu starken.
Die Europaischen Betriebsrate sind wichtig, um den
transnationalen sozialen Dialog in multinationalen
Unternehmen zu gewahrleisten und zu organisieren.
Sie fordern ein gemeinsames Verstandnis der trans-
nationalen Herausforderungen, mit denen multi-
nationale Unternehmen konfrontiert sind, und die
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Einbeziehung der Arbeitnehmer:innen in die Ent-
scheidungsprozesse. Durch die weitere Starkung der
europaischen Betriebsrate findet eine notwendige
Normierung und Standardisierung von Arbeits-
bedingungen statt, die ein geeintes Europa erst zum
attraktiven Wirtschaftsstandort machen.

Wir fordern einen klaren und besseren gesetzlichen
Rahmen fiir die Wiederbelebung der internationalen
Gewerkschaftshewegung in Europa und ihrer
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Zusammenarbeit mit dem Ziel, die demokratische
Macht der Arbeitnehmer:innen in ganz Europa zu
starken. Diese kampfen fiir stabile, sichere und gut
bezahlte Arbeit. Die Interessen der Beschaftigten
mussen starker in den Fokus der EU-Politik riicken,
und uns Gewerkschaften gilt es dabei immer als Mit-
gestalter:innen der Arbeitswelt einzubeziehen.







Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG)
Reinhardtstrafe 23 - 10117 Berlin

Stand: Februar 2024

g J P
—
— J Wir leben Gemeinschaft



	1.	Stärkung des europäischen Schienenverkehrs und Erhalt integrierter Bahnunternehmen – mehr Kooperation statt mehr Wettbewerb in Europa
	2.	�Mehr Investitionen in das System Schiene in Europa
	3.	Europäische ÖPNV-Offensive
	4.	Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Verkehrssektor in Europa
	5.	Stärkung der europäischen Sozialen Dialoge „Eisenbahn“ und „ÖPNV“ sowie Europäischer Betriebsräte

